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Die systematische Unterschreitung des Existenzminimums bei 












Eine der großen Errungenschaften der Bundesrepublik Deutschland besteht darin, dass nach dem 
Grundgesetz jedem ein menschenwürdiges Existenzminimum garantiert wird.  
Im Widerspruch dazu wird im vorliegenden Beitrag nachgewiesen, dass gegenwärtig hilfsbedürftige 
Studenten existieren, die keine staatliche Förderung erhalten. Auf Basis einer umfangreichen 
Auswertung wird deutlich, dass der Staat auch den durch ihn unterstützten Studierenden noch nicht 
einmal ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung stellt, um die anfallenden Kosten in der 
günstigsten Wohnform zu decken. Diese finanziellen Unsicherheiten tragen dazu bei, dass es zu 
einer Vergrößerung der sozialen Selektion bei der Studienaufnahme kommt. Daraus ergeben sich 
sowohl für den Einzelnen als auch die deutsche Volkswirtschaft negative Folgen. Die unzureichende 
Zurverfügungstellung existenzsichernder Leistungen führt dazu, dass ein erheblicher Anteil der 
Studenten zur Ausübung einer Nebenbeschäftigung gezwungen ist und dieses Arbeitsvolumen 

























                                                 
1
  Das Thema wurde im Rahmen einer Master-Arbeit im Studiengang Economics (Volkswirtschaftslehre) an der 
Technischen Universität Chemnitz untersucht. Abgabedatum war der 09.06.2017. In die hier vorliegende Kurzfassung 
flossen aktualisierte Statistiken (Stand: 01.01.2018) ein. 




Grundsätzlich hat jeder bedürftige deutsche Staatsbürger einen gesetzlich verankerten Anspruch auf 
ein menschenwürdiges Existenzminimum.
2
 Dem Gesetzgeber steht zu dessen Gewährleistung ein 
Gestaltungsspielraum zu.
3
 Arbeitssuchende erhalten bei Bedarf eine Grundsicherung in Form von 
Arbeitslosengeld II (ALG II), bedürftige Personen im Rentenalter haben einen Anspruch auf 
Sozialhilfe. Studenten sind üblicherweise vom Bezug dieser Leistungen ausgeschlossen.
4
 Ihnen 
stellt der Staat mit dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) sowie durch die Aufnahme 
eines Studienkredites zwei rückzahlungspflichtige Leistungen zur Verfügung.  
Die Struktur zur Gewährleistung des Existenzminimums für hilfsbedürftige Studenten stellt sich 
wie folgt dar: Der Staat gibt die finanzielle Verantwortung zunächst an die Studierenden und deren 
Eltern weiter und bewilligt Sozialleistungen nur dann, wenn es die Umstände unbedingt erfordern. 
Nach Einreichung des BAföG-Antrags wird der monatliche Bedarf des Hilfsbedürftigen in einem 
standardisierten Verfahren ermittelt. Unterschreitet das Einkommen der Eltern eine bestimmte 
Grenze, stellt der Staat die entsprechenden finanziellen Mittel zur Verfügung (Vollförderung). 
Andernfalls hat die Bedarfsdeckung durch die Eltern bzw. anteilig durch Staat und Eltern zu 
erfolgen (Teilförderung).
5




Für Personen, die über keinen BAföG-Anspruch verfügen bzw. trotz BAföG-Anspruchs nicht über 
ausreichend finanzielle Mittel zur Abdeckung des Existenzminimums verfügen, wurde im Jahr 2006 
der Studienkredit der Kreditbank für Wiederaufbau (KfW) ins Leben gerufen. Dieser soll bestehende 
Förderungslücken des BAföGs schließen sowie „allen qualifizierten Schulabgängern ein 
Hochschulstudium unabhängig von einer Finanzierung durch die Eltern ermöglichen.“7 Der KfW-




Im Folgenden soll nun überprüft werden: 
- ob Studenten existieren, die trotz Hilfsbedürftigkeit keine der beiden 
Förderungsmöglichkeiten beanspruchen können (Punkt 2) 
- ob durch die bestehenden Förderungsmöglichkeiten ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden (Punkt 3) 
- für welche negativen gesamtwirtschaftlichen Effekte das gegenwärtige Förderungssystem 
mitverantwortlich ist (Punkt 4)  








                                                 
2 
 Vgl. Bundesverfassungsgericht (BVerfG) (2010), Leitsätze 1 und 2. 
3
 Vgl. ebenda, Leitsatz 2. 
4 
 Vgl. § 7 Abs. 5 Zweites Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitssuchende - (SGB II). 
5
  Die staatliche Festlegung der Bedarfshöhe ist nicht nur für die Empfänger von BAföG-Leistungen von Bedeutung. 
Auch für Studenten, die kein BAföG erhalten, wird dieser Betrag als das (von den Eltern zur Verfügung zu 
stellende) Existenzminimum angenommen. 
6
  Vgl. Statistisches Bundesamt (o.J.a.), Statistisches Bundesamt (o.J.b.).  
7
  Kreditanstalt für Wiederaufbau (2011), Executive Summary, S. 2. 
8 
   Hierbei ist es jedoch strittig, ob der Staat zur Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums überhaupt 
auf den KfW-Studienkredit verweisen darf oder ob er dadurch den ihm zur Verfügung stehenden 
Gestaltungsspielraum verlässt.  
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2 Existieren hilfsbedürftige Studenten, die keine der beiden Förderungsmöglichkeiten 
beanspruchen können? 
 
Durch die strengen Förderungsbedingungen des BAföG existieren erhebliche Förderlücken, von 
denen vor allem Personen betroffen sind, die sich aufgrund ihres Alters oder der Studiendauer von 
idealtypischen Studenten unterscheiden (vgl. Tab. 1, linke Spalte). Hilfsbedürftige, die darüber 
hinaus bei der Beantragung des KfW-Studienkredites bspw. ein sog. hartes negatives Merkmal 









Vorliegen eines harten negativen Merkmals: Privatinsolvenz, 
Haftandrohung zur Abgabe einer eidesstaatlichen 












Alter: Vollendung des 30. Lebensjahres 
(Bachelorstudiengänge) bzw. 35. Lebensjahres (übrige 
Studiengänge) bei der Studienaufnahme
14
 
bis Vollendung des 24. Lebensjahres: 14 Semester                      
bis Vollendung des 34. Lebensjahres: 10 Semester                     
bis    Vollendung    des    44.   Lebensjahres:      6   Semester 
       Tab. 1: Ausschlussmerkmale der jeweiligen Förderung, eigene Darstellung 
 
 
Ergebnis: Die vom Staat gewählten Förderungsmöglichkeiten stehen derzeit nicht allen  
hilfsbedürftigen Studenten offen. Für die betroffenen Personen wird somit der gesetzliche Anspruch 
auf ein menschenwürdiges Existenzminimum gegenwärtig nicht eingelöst.  
 
3 Werden durch die bestehenden Förderungsmöglichkeiten ausreichend finanzielle 
Mittel zur Verfügung gestellt? 
 
Der im Rahmen des BAföG ermittelte Förderungsbedarf setzt sich aus drei Unterbedarfen 
zusammen: allgemeine Lebenshaltungskosten, Kranken- und Pflegeversicherung, Miete. Der 
jeweilige Betrag muss ausreichend hoch bemessen sein, um das Existenzminimum abzudecken. 
 
Allgemeine Lebenshaltungskosten  
Derzeit beträgt für Studenten der staatlich festgelegte Bedarf in diesem Teilbereich 399 Euro pro 
Monat.
15
 Dieser Wert unterschreitet den gegenwärtigen Bedarf anderer Gruppen, denen der Staat 
existenzsichernde Leistungen (ALG II, Sozialhilfe) zur Verfügung stellt, um 17 Euro pro Monat.
16
 
                                                 
9
     Mit Blick auf den KfW-Studienkredit ist es zwar grundsätzlich nachvollziehbar, dass dieser nur Personen gewährt 
 werden soll, die mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Rückzahlung in der Lage sind. Auf der anderen Seite  
handelt es sich jedoch um ein Finanzprodukt, welches nur deshalb initiiert wurde, weil der Staat der 
überwiegenden Mehrheit der Studenten keine andere Möglichkeit der finanziellen Unterstützung einräumt. 
10
  Vgl. § 15a Abs. 1 BAföG. Ausnahmetatbestände, die eine Förderung über die Förderungshöchstdauer hinaus
 ermöglichen, sind in §15 III BAföG aufgeführt. 
11
    Vgl. Deutscher Bundestag (2010), Frage 6, S. 4. 
12 
 Vgl. § 7 BAföG. 
13 
 Vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau, KfW-Studienkredit (o.J.), S. 2. 
14
 Vgl. § 10 Abs. 3 BAföG. 
15 
Vgl. § 13 Abs. 1 BAföG.
. 
16  
  Vgl. Die Bundesregierung (2017). Einige Quellen verweisen im Bezug auf das Arbeitslosengeld II und die 
 Sozialhilfe auf eine deutliche Unterschreitung des menschenwürdigen Existenzminimums. Zu nennen sind hierbei 
vor allem die Berechnungen der Hans-Böckler Stiftung (vgl. Hans-Böckler-Stiftung (2015),  S. 1) sowie des 
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Hierbei ist nicht erkennbar, aus welchen Gründen sich die Bedarfssätze unterscheiden. Ebenso ist 
nicht bekannt, aus welchen Unterpositionen sich der Bedarfssatz von Studenten zusammensetzt. 
Der vom Bundesverfassungsgericht formulierte Leitsatz:  
„Zur Ermittlung des Anspruchsumfangs hat der Gesetzgeber alle existenznotwendigen 
Aufwendungen in einem transparenten und sachgerechten Verfahren realitätsgerecht sowie 
nachvollziehbar auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger 
Berechnungsverfahren zu bemessen“17 
wird dabei vollständig missachtet.  
 
Ergebnis: Aufgrund der intransparenten Festlegung des existenzsichernden Bedarfes von Studenten  
kann nicht abschließend beurteilt werden, ob der Staat zur Abdeckung der Lebenshaltungskosten 
einen ausreichend hohen Betrag zur Verfügung stellt.  
 
Kranken- und Pflegeversicherung  
Die Kosten, die für Studenten in diesem Bereich anfallen, hängen hauptsächlich vom Alter ab. 
Dieses entscheidet über die Zuordnung zu einer der drei folgenden Tarifgruppen: 
Familienversicherung (Alter: bis 24 Jahre); Sondertarif für Studenten (Alter: 25-29 Jahre); 
Freiwillige Versicherung (Alter: ab 30 Jahre). Der Gesetzgeber hat im Rahmen des BAföG für jede 
Tarifgruppe einen Bedarfssatz festgelegt.  
 
    
Tarifgruppe 1: 
Familienversicherung 
Alter: bis 24 Jahre 
Tarifgruppe 2:  
Sondertarif für Studenten 
Alter: 25 bis 29 Jahre 
Tarifgruppe 3: 
Freiwillige Versicherung 
Alter: ab 30 Jahre 
Bedarfssatz lt. BAföG - 86 Euro 86 Euro 
tatsächliche KV-Beiträge - 88,33 - 95,53 Euro 172,45 - 183,46 Euro 
Höhe der Unterdeckung - 2,33 - 9,53 Euro 86,45 - 97,46 Euro 
     Tab. 2: Vergleich der monatlichen Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge mit den im  
                    BAföG vorgesehenen Bedarfssätzen, Stand: 1.1.2017
18
, eigene Darstellung 
 
Bei einer Gegenüberstellung mit den tatsächlich anfallenden Krankenversicherungsbeiträgen wird 
jedoch deutlich, dass dieser für Personen, die der Tarifgruppe 2 bzw. 3 angehören, nicht 
kostendeckend bemessen ist (vgl. Tab. 2). 
 
Ergebnis: Derzeit werden für Studenten, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, die anfallenden 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nicht vollständig durch staatliche Förderungsleistungen 
abgedeckt. Das Existenzminimum wird diesem Personenkreis somit nicht zur Verfügung gestellt. 
Insbesondere die Lage von Studenten, die nur auf eine freiwillige Krankenversicherung 







                                                                                                                                                                  
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (vgl. Martens, Rudolf u.a. (2016)). Erstere ermittelte einen monatlich um 45 
Euro höheren Bedarf, Zweiterer bemisst den Mehrbedarf auf monatlich 111 Euro. Beide Quellen weisen auf die 
politisch motivierte Drückung der aktuell bestehenden Bedarfssätze hin. Ständige Veränderungen der 
Berechnungssystematik (vielfach durch die Einführung neuer Sondertatbestände) führen dazu, dass es zu einer 
künstlichen Kleinrechnung der Ansprüche kommt. Das Bundesverfassungsgericht ging hingegen im Jahr 2014 
davon aus, dass die Regelbedarfsleistungen noch verfassungsgemäß sind (vgl. BVerfG (2014)). 
17
    BVerfG (2010), Leitsatz 3. 
18 
   Die detaillierte Ermittlung der tatsächlichen KV-Beiträge der Studierenden befindet sich im Anhang 6.4 des 
        Volltextes der Arbeit. 
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Miete 
Laut dem BAföG beträgt der Wohnbedarf für außerhalb des Elternhauses lebende Studenten 
deutschlandweit einheitlich 250 Euro pro Monat.
19
 Daraus ergibt sich ein grundsätzliches Problem:  
ein Pauschalbetrag kann nur dann das Existenzminimum aller Studenten abdecken, wenn er sich an 
den Mieten in den teuersten Regionen orientiert. Ist dies der Fall, entstehen dem Staat jedoch 
unnötig hohe Kosten. Darüber hinaus kommt es zu einer Bevorteilung von Studenten an Orten mit 
günstigem Mietpreisniveau. Trotz dieser offensichtlichen systemischen Schwächen wurde 
untersucht, ob der gegenwärtige Pauschalbetrag ausreichend hoch bemessen ist, um den 
existenznotwendigen Wohnbedarf abzudecken. 
Hierbei muss zunächst definiert werden, durch welche Merkmale (Ausstattung, Fläche etc.) der 
Wohnraum von Studierenden gekennzeichnet ist, um dem Existenzminimum zu entsprechen. Wie 
schon bei den Lebenshaltungskosten existieren jedoch auch in diesem Bereich keine festen 
Maßstäbe zur Bestimmung des Existenzminimums. Der Gesetzgeber vertritt lediglich die Position, 
dass die Unterkunft angemessen sein muss und es zumutbar ist, dass sich Studenten „mit einfachem 
und kostengünstigem Wohnraum begnügen“20. Ein Zimmer in einem Wohnheim ist demnach 
ausreichend, um dem Existenzminimum zu entsprechen. Unter Berücksichtigung statistischer Daten 
wird darüber hinaus deutlich, dass lediglich diese Wohnform dazu geeignet sein könnte, um 
flächendeckend den hilfsbedürftigen Studenten Wohnraum zur Verfügung zu stellen - die 
durchschnittliche Miete in den übrigen Wohnformen (WG, Wohnung mit Partner/in, Untermiete, 







Wohnheim 271 Euro 15% 
WG 310 Euro 37% 
Wohnung mit Partner/in 319 Euro 26% 
Untermiete 346 Euro 1% 
Wohnung allein  389 Euro 21% 
           Tab. 3: Durchschnittsmieten und Anteile  
           studentischer Wohnformen, eigene Darstellung
21
 
Im Rahmen einer Auswertung wurde die Preisstruktur der Wohnheimplätze in 50 deutschen 
Universitätsstädten im Wintersemester 2016/17 ermittelt. Die monatliche Durchschnittsmiete betrug 







            Tab. 4: Wohnheimplätze unterteilt nach monatlicher Miete, eigene Darstellung 
 
Es konnte nachgewiesen werden, dass: 
- nur in 16 von 50 Städten ausreichend Wohnheimplätze zu einem Preis von maximal 250 
Euro pro Monat zur Verfügung stehen, um den Bedarf der Studenten mit BAföG-
                                                 
19
  Vgl. § 13 Abs. 2 BAföG. 
20
  BVerfG (1997), RZ 39. Dem zugrunde liegt die Vorstellung, dass sich Studierende während ihrer Ausbildung nicht 
dauerhaft außerhalb ihres Elternhauses aufhalten, sondern in regelmäßigen Abständen zu diesem zurückkehren (vgl. 
ebenda, RZ 26). 
21
  Vgl. Middendorff, Elke u.a. (2017), S. 15, 64. 



























1.677.908  129.424  18% 34% 31% 12% 5% 253,78 Euro 
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Vollförderung abzudecken; 
- in lediglich einer Stadt die Kapazitäten auch ausreichend groß sind, um darüber hinaus den 
Wohnbedarf von Studenten mit BAföG-Teilförderung abzudecken. 
 
Ergebnis:  
Die deutschlandweit einheitliche BAföG-Wohnpauschale ist einerseits strukturell ungeeignet und 
andererseits deutlich zu gering bemessen, um flächendeckend den Wohnbedarf hilfsbedürftiger 
Studenten abzudecken. Die Ergebnisse einer Auswertung von Wohnheimplätzen in 50 dt. 
Universitätsstädten zeigen, dass selbst in dieser preisgünstigen Wohnform nicht ausreichend 
Kapazitäten zu einem Preis von 250 Euro pro Monat vorhanden sind. Darüber hinaus existieren 
generell zu wenige Wohnheimplätze in Deutschland. 
 
4 Aus dem Fördersystem resultierende negative gesamtwirtschaftliche Effekte 
 
Neben rechtlichen und moralischen Aspekten sollten bei der Strukturierung und Ausgestaltung des 
Fördersystems hilfsbedürftiger Studenten auch Auswirkungen auf die deutsche Volkswirtschaft 
einbezogen werden. Von Bedeutung sind hierbei vor allem die soziale Selektion bei der 
Studienaufnahme sowie Wirkungen auf den Arbeitsmarkt.  
Eines der zentralen Ziele der deutschen Sozialgesetze besteht darin, Qualifizierungsreserven 
bestmöglich auszuschöpfen.
22
 Damit soll einerseits für eine niedrige Arbeitslosenquote gesorgt und 
andererseits jedem die Möglichkeit gegeben werden, seine individuellen Fähigkeiten so 
einzusetzen, dass er seine berufliche Laufbahn nach den eigenen Vorstellungen gestalten kann. Von 
dieser freien Entfaltung der Persönlichkeit profitiert sowohl das Individuum (bspw. durch ein 
höheres zu erwartendes Einkommen und mehr Initiative bei der Ausübung seiner Arbeit), als auch 
die Gesellschaft in seiner Gesamtheit (bspw. durch höhere(n) Produktivität, Lebensstandard). Doch 
wird diese freie Bildungsentscheidung derzeit wirklich jedem ermöglicht? 
Betrachtet man die soziale Zusammensetzung der Studierenden in Deutschland, stellt man fest, dass 
ein starker Zusammenhang zwischen dem Bildungsgrad der Eltern und der Entscheidung für ein 
Studium besteht.
23
 Schüler, die sich nach der Erlangung der Hochschulzugangsberechtigung gegen 
die Aufnahme eines Studiums entscheiden, begründen dies vor allem mit finanziellen Aspekten.
24
 
Das Fehlen der finanziellen Voraussetzungen sowie die Ablehnung der Aufnahme von Schulden (z. 
B. aus Studienkrediten oder dem BAföG-Darlehensanteil) sind hierbei wichtige Gründe für einen 
Studienverzicht.
25
 Da für Kinder aus Nicht-Akademiker-Haushalten finanzielle Aspekte eine 
stärkere Bedeutung haben, als für Kinder aus Akademiker-Haushalten, liegt somit eine objektive 
Chancenungleichheit in Abhängigkeit von der sozialen Herkunft vor.  
Derzeit üben in etwa 63 % aller Studenten eine Beschäftigung neben ihrem Studium aus.
26
 Dies 
entspricht in etwa 1,77 Mio. Personen.
27
 Der Gruppe der nebenberuflich tätigen Studenten kommt 
somit allein aufgrund ihrer Größe eine wichtige Rolle auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu. In etwa 
ein Drittel davon gibt an, ohne den Nebenverdienst nicht in der Lage zu sein, die 
Lebenshaltungskosten zu decken.
28
 Ihnen ist es aufgrund der beschriebenen Zwangslage nicht 
möglich, sich dem Arbeitsmarkt zu entziehen.  
Zwischen der Erwerbstätigenquote und der Bildungsherkunft besteht dabei ein Zusammenhang: 
Trotz des grundgesetzlichen Anspruches auf ein menschenwürdiges Existenzminimum müssen 
gerade Studierende, die finanzielle Hilfe am dringendsten benötigen, einer Beschäftigung 
nachgehen und sich somit einer erhöhten Belastung aussetzen. Auch in diesem Punkt wird deutlich, 
                                                 
22
   Vgl. Deutscher Bundestag (2014), S. 3. 
23
   Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kind von Akademikern eine Hochschule besucht, beträgt 77 %, unter den Kindern 
von Nicht-Akademikern beträgt dieser Anteil lediglich 23 % (vgl. Middendorff, Elke u.a. (2013), Bild 3.27, S. 112). 
24
   Vgl. Heine, Christoph / Quast, Heiko (2011), S. 87. 
25
  Vgl. ebenda. 
26
  Vgl. Middendorff u.a. (2013), S. 21. 
27
  Vgl. Statistisches Bundesamt (2016). 
28
   Vgl. Körner, Thomas / Meinken, Holger / Puch, Katharina (2013), S. 58. 
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dass in Deutschland keine gleichen Bildungschancen für alle bestehen und die gegenwärtige 
Studienfinanzierung unzureichend ist. 
 
Ergebnis: Die derzeitige Ausgestaltung des staatlichen Fördersystems zur Unterstützung 
hilfsbedürftiger Studenten und die damit verbundenen finanziellen Unsicherheiten tragen zu einer 
Vergrößerung der sozialen Selektion bei der Studienaufnahme bei. Diese Einschränkung der freien 
Persönlichkeitsentfaltung führt wiederum dazu, dass der Einzelne nicht sein volles Potential in den 
Arbeitsprozess einbringen kann und somit Qualifizierungsreserven entstehen, die ungenutzt bleiben.       
Daraus ergeben sich sowohl für den Einzelnen als auch die dt. Volkswirtschaft negative Folgen. 
Die unzureichende Zurverfügungstellung existenzsichernder Leistungen führt ebenfalls dazu, dass 
ein erheblicher Anteil der Studenten zur Ausübung einer Nebenbeschäftigung gezwungen ist und 
dieses Arbeitsvolumen anderen Personen (z. B. Arbeitssuchenden) nicht zur Verfügung steht.  
 
5 Notwendige Veränderungen   
 
Bei einer Beibehaltung der grundsätzlichen Förderungsstruktur hilfsbedürftiger Studenten sind 
mehrere Maßnahmen notwendig, um eine Konformität mit dem Grundgesetz herzustellen. Ein 
erster Schritt besteht in der Beseitigung der Ausschlussmerkmale des KfW-Studienkredites. Somit 
wäre gewährleistet, dass alle Studierenden Zugriff auf finanzielle Mittel zur Absolvierung ihres 
Studiums haben.
29
 Aus rechtlicher Sicht ist es jedoch ungeklärt, ob das Existenzminimum überhaupt 
in Form des KfW-Studienkredits zur Verfügung gestellt werden darf. Aus diesem Grund sollte der 
Kreis der BAföG-Förderungsberechtigten auf alle hilfsbedürftigen Studenten erweitert werden. Die 
Rahmenbedingungen müssen dabei so verändert werden, dass der Krankenversicherungsschutz 
tatsächlich mit den vorgesehenen Förderungsbeträgen finanziert werden kann.  
Die BAföG-Wohnpauschale ist darüber hinaus so umzugestalten, dass die regionalen 
Mietunterschiede Berücksichtigung finden. Das ALG II kann hierbei als Vorbild dienen: Die 
jeweilige Kommune legt dabei eine Obergrenze für die Wohnfläche und Miete fest. Diese liegt 
derzeit in einigen Regionen um mehr als 350 Euro pro Monat über der BAföG-Wohnpauschale. 
Dies verdeutlicht, wie ungleich der Staat angemessenen Wohnraum von Studierenden und den 
übrigen Empfängern existenzsichernder Leistungen beurteilt. Studenten sollte ein ähnlich hoher 
Förderungsbetrag zur Verfügung gestellt werden.  
Um dem Urteil des BVerfG aus dem Jahr 2010 Rechnung zu tragen, ist bei der Ermittlung des 
Anspruchsumfangs transparent und sachgerecht vorzugehen. Folglich ist es unzureichend, einen 
Betrag ohne Begründung festzulegen (derzeitige Vorgehensweise). 
Zur Verringerung der sozialen Selektion bei der Studienaufnahme wären die genannten 
Anpassungen jedoch nicht ausreichend. Hierfür wäre es vielmehr notwendig, das BAföG als 
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